
as mir gestellte Thema setzt voraus , d ass es ei-
ne Vision Europ a gibt, die weitergedacht wer-

den könnte . Ab er welche Vision soll das sein?
Die praktische Politik der EU, die unser Europ a-

bild b eherrscht, hat durchau s erkennb are Ziele , die
als Visionen verstanden werden können: a.) Europ a
als großer Binnenmarkt mit starker Währung, der
wirtschaftlich mit den gegenwärtigen und künftigen
Großmächten USA, Ru ssland , China und Indien kon-
kurrieren kann; b .) ein Europ a des Friedens im Bin-
nenraum b ei gleichzeitiger Aufrü stung, um weltweit
mit militärischer Macht präsent zu sein, um Rohstoff-
quellen und Handelswege für die eigene Versorgung
zu sichern; c .) ein »Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts« (Präamb el des EU-Vertrages) , der sich
durch verstärkte Außengrenzen gegen eine Umwelt
ab schirmt, die ganz anders geartet ist und deren Elend
sich in den Flüchtlingen zeigt, die an diesen Außen-
grenzen stranden und vielfach umkommen.

»Ziel der Union ist es , den Frieden, ihre Werte und
das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern« (Art. 3 EU-
Vertrag in der Fassung von Lissab on) . Und was ist mit
den anderen Völkern?

»D ie Vision Europ a weiterdenken« wird deshalb
b ei näherem Hinsehen in mancher B eziehung eher
mit einer Umkehr zu tun hab en als mit einem »weiter
so« . In B ezug auf die Europ äische Union will ich An-
stöße zu einer Umkehr au s der schon üb er 2 0 0 J ahre
alten Vision des deutschen Philo sophen Immanuel
Kant b eziehen, der im Sommer 1 79 5 seine Schrift
»Zum ewigen Frieden« veröffentlichte , deren B edeu-
tung auch d arin b esteht, d ass er zwar Europ a vor Au-
gen hatte und einen kurz zuvor geschlo ssenen Sep a-
ratfrieden zwischen Preußen und Frankreich, seine
Vision des Friedens ab er auf die Welt b ezieht unter
deutlicher Kritik an der Politik eb en dieser christli-
chen Völker Europ as .

Europ a ist mehr als die Europäische Union

B evor wir uns näher mit der Politik der Europ ä-
ischen Union b efassen, gilt es zu erinnern, d ass Euro-
p a mehr ist als die Europ äische Union und uns zwei
andere europ äische Institutionen in B ezug auf ge-
waltfreie Konfliktlö sung und Wahrung der Men-
schenrechte näher stehen als die EU :

Älter als die Europ äische Union ist der am 5 . Mai
1 9 49 gegründete Europ arat, zu dessen Mitgliedern
alle europ äischen Staaten einschließlich Türkei und
Ru ssland gehören . Er hat üb er 1 70 Abkommen unter
den europ äischen Staaten initiiert, insb esondere die
Europ äische Menschenrechtskonvention vom 5 . No-
vemb er 1 9 5 0 mit ihren Zu satzprotokollen sowie das

Üb ereinkommen gegen die Folter von 1 9 87. D er von
ihm eingesetzte Europ äische Gerichtshof für
Menschenrechte hat mit seiner Rechtsprechung er-
hebliche Fortschritte für die Menschenrechtssituati-
on b ewirkt, ohne dass ihm unmittelb are Zwangsb e-
fugnisse gegenüb er den Staaten zu stehen . Er ist ein
deutliches B eispiel d afür, dass d as Recht die Autorität
hab en kann, sich staatlicher Macht entgegenzu stel-
len, ohne selb st Machtmittel zu b esitzen .

Die Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europ a (O SZE) ist 1 9 9 5 au s der KSZE
hervorgegangen. Ihr gehören derzeit 3 4 europ äische
Mitgliedsstaaten an . Die KSZE-Schlussakte von Helsin-
ki 1 975 mit ihren Prinzipien der Einhaltung der Men-
schenrechte , des Selb stb estimmungsrechts der Völ-
ker, der Reisefreiheit etc . hatte zwar keine unmittelb a-
re völkerrechtliche B edeutung, war für die Entwick-
lung der D emokratie in den Staaten des O stblo cks
und für den Friedensprozess innerhalb Europ as j e-
do ch ein ganz wesentlicher Anstoß . Auf die Prinzipi-
en dieser Schlu sserklärung, welche von allen O st-
blo ckstaaten unterschrieb en worden war, b eriefen
sich die D issidenten aller dieser Staaten.

Weitere wichtige Ergebnisse auf dem Weg einer
ganz Europ a umfassenden Friedensp olitik war die Er-
richtung eines Vergleichs- u. Schiedsgerichtshofs
durch ein Abkommen von 1 9 9 2 , der Einsatz von
O SZE-Beob achtern im Ko sovo vor B eginn der Luft-
angriffe der Nato Ende März 1 9 9 9 sowie weitere un-
b ewaffnete Beob achtermissionen entlang den
Waffenstillstand slinien zwischen verschiedenen Kau-
kasusstaaten.

In der Charta von Paris vom 2 1 . Novemb er 1 9 9 0
vereinb arten die Mitgliedsstaaten der KSZE/O SZE die
B ereitschaft für gewaltfreie Interventionen zur Wie-
derherstellung von Recht und D emokratie im Falle
von entsprechenden innergesellschaftlichen Angrif-
fen auf die D emokratie in einem der Mitglied sstaaten .

Innerhalb der Nato und der EU b esteht die deutli-
che Tendenz, B efugnisse und Au sstattung der O SZE
klein zu halten (siehedie Entwicklung des Mandats im
Ko sovo im Frühj ahr 1 9 9 9 und nunmehr in Georgien) .
D ab ei b esteht der große Vorteil der O SZE darin, d ass
sie die Grenzen der EU und Nato üb erschreitet und
Ru ssland neb en anderen Staaten außerhalb der Nato
in der O SZE eingebunden ist.

Die Europ äische Union

Der gemeinsame Markt: Die Europ äische Union hat
ihre Wurzeln in den wirtschaftlichen B eziehungen .
Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten die westlichen
Siegermächte au s den schlechten Erfahrungen mit
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dem Versailler Friedensvertrag von 1 9 1 9 den sicher
richtigen Schlu ss gezogen, d ass zur Üb erwindung der
Feindschaft zwischen den vormaligen Kriegsgegnern
neue Strukturen durch eine wirtschaftliche Integrati-
on geschaffen werden mü ssen. So entstand 1 9 5 1 die
»Europ äische Gemeinschaft für Kohle und Stahl«
(Montan-Union) und 1 9 5 7 durch die Römischen Ver-
träge die »Europ äische Wirtschaftsgemeinschaft«
(EWG) mit ihren bis heute gültigen vier Markt-Freihei-
ten für den Verkehr von Waren, Kapital, Dienstleistun-
gen und Personen, soweit sie als Marktbürger b etei-
ligt sind (» Gastarb eiter«) . Folge dieser Verankerung in
der Wirtschaft ist allerdings eine bis heute spürb are
D ominanz des B auches üb er die Seele .

Po sitiv ist sicher zu verzeichnen, d ass der gemein-
same M arkt und die d amit folgende Verflechtung der
Wirtschaftsordnung einen Krieg untereinander fast
unmöglich macht. Po sitiv ist außerdem, dass im Rah-
men der M arktfreiheit auch die Freizügigkeit der
Menschen üb er die Staatsgrenzen hinweg au sgedehnt
wurde , gleichzeitig auch − vor allem durch die Recht-
sprechung des Europ äischen Gerichtshofs in Luxem-
burg − das Diskriminierungsverb ot zu einer wesentli-
chen Stärkung der Menschenrechte innerhalb der EU
b eigetragen hat.

Kritisch ist j edo ch anzumerken: Die Integration
mehrerer Staaten zu einer neuen starken Einheit för-
dert nicht unb edingt den Frieden nach außen . Auch
die Integration der knapp 4 0 deutschen Staaten nach
1 8 1 5 zu einem deutschen Reich 1 8 7 1 verb annte zwar
den Krieg aus dem Inneren, um ihn ab er nur umso
besser nach außen führen zu können. Auch die EU
tritt nach außen nicht unb edingt als Friedensmacht
auf. Ihre Außengrenzen werden zu B ollwerken gegen
Zuflucht suchende Menschen (Art. 7 7 des in Lissab on
geschlo ssenen »Vertrages üb er die Arb eitsweise der
Europ äischen Union, wonach schrittweise ein integ-
riertes Grenzschutzsystem an den Außengrenzen ein-
geführt werden soll« − Frontex) .

D ie neolib erale Wirtschaftspolitik der EU führt in-
nerhalb des Marktes zu einer Privatisierung der öf-
fentlichen Dienstleistungen; außerhalb zu einer ag-
gressiven Exp ortpolitik, insb esondere auf dem hoch
subventionierten Agrarmarkt, ab er auch durch einen
ständig steigenden Rü stungsexport. Am weltweiten
Kampf um Rohstoffe und Energieressourcen nehmen
die Länder der EU in einer Weise teil, die an die kolo-
niale Vergangenheit des 1 8 . und 1 9 . J ahrhunderts er-
innert. Ökologischen Gesichtspunkten widerspricht
auch das im EU-Vertrag vereinb arte Ziel »eines au sge-
wogenen Wirtschaftswachstums« (Art. 3 Ab s . 3 EU-
Vertrag in der Fassung von Lissab on) .

Auch Immanuel Kant setzt in seiner Schrift auf ei-
ne wirtschaftliche Integration der Völker als » Garan-
tie des ewigen Friedens« : »E s ist der Handelsgeist, der
mit dem Kriege nicht zu sammen b estehen kann« . D a-
b ei setzt er allerdings vorau s , dass sich die Handels-
p artner auf Augenhöhe b egegnen . Eine Kolonisie-
rung und Ausb eutung anderer Völker lehnt er grund-
sätzlich ab : Au sgangspunkt für die B eziehung unterei-

nander ist für ihn ein »Weltbürgerrecht« und die Fest-
stellung, dass die Ob erfläche der Erde gemeinschaftli-
cher B esitz der Menschheit ist. Hierauf b eruht für ihn
die »Ho spitalität« (zu deutsch : Gastfreundschaft) , »d as
Recht eines Fremdlings, seiner Ankunft auf dem B o-
den eines anderen wegen, von diesem nicht feindselig
b ehandelt zu werden« , also ein Gastrecht, welches
ab er nicht zur B eherrschung der Einen durch die An-
deren führen d arf. In diesem Zu sammenhang kriti-
siert er schon zu seiner Zeit »das inho spitale B etragen
der gesitteten, vornehmlich Handel treib enden Staa-
ten unseres Weltteils« und die europ äischen M ächte ,
»die von der Frömmigkeit viel Werks machen und , in-
dem sie Unrecht wie Wasser trinken, sich in der Recht-
gläubigkeit für Au serwählte gehalten wissen wollen. «

Für Kant ist der Frieden im Übrigen unteilb ar: Ein
Frieden, der zwischen einzelnen Staaten geschlo ssen
wird ab er, schon den Vorb ehalt für künftige Kriege
enthält, kann nicht als wirklicher Friede angesehen
werden .

Zur Militärpolitik der EU: Wie im 1 9 .Jahrhundert
folgt der wirtschaftlichen Exp ansion die militärische
Intervention.

D ie Staaten der EU sind no ch immer ho ch gerü s-
tet, obgleich sie doch nur noch von Freunden umge-
b en sind . In Art. 4 2 Ab s . 3 de s EU-Vertrage s in der Fas-
sung von Lissab on heißt es : »Die Mitgliedsstaaten ver-
pflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schritt-
weise zu verb essern. « Hierzu soll auch eine − unab-
hängig vom in Kraft treten des Lissab oner Vertrages −
schon tätige »europ äische Verteidigungsagentur« hel-
fen, welche koordinierend b ei der Rüstungsb eschaf-
fung eingreifen soll .

Gemäß Art. 4 2 des EU-Vertrages in der Fassung
von Lissab on sollen im Rahmen der »gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik« der EU auch
»Missionen außerhalb der Union« durchgeführt wer-
den, welche auch auf militärische Mittel der Mit-
glied sstaaten gestützt werden können. Zwar wird in
diesem Zu sammenhang auf die » Grund sätze der Char-
ta der Vereinten Nationen« verwiesen . Unklar bleibt
ab er, ob − wie im Fall Ko sovo − auf ein au sdrückliches
Mandat des UN-Sicherheitsrates gemäß Kapitel 7 der
UN-Charta verzichtet werden soll .

Nicht angesprochen wird im EU-Vertrag die ato-
mare B ewaffnung zweier Mitglieder sowie die Lage-
rung US-amerikanischer Atomwaffen in weiteren EU-
Staaten, die im Widerspruch zum Abrü stungsgeb ot
aus Art. 6 des Nichtverbreitungsvertrages von Kern-
waffen stehen und wiederum ein Grund für andere
sind , sich gleichfalls atomar zu b ewaffnen. Kant setzt
in seiner Schrift dagegen : » Stehende Heere sollen mit
der Zeit ganz aufhören . D enn sie b edrohen andere
Staaten unaufhörlich mit Krieg durch die B ereit-
schaft, immer d azu gerü stet zu erscheinen . «

In B ezug auf Interventionen in andere Staaten
sagt er: »Kein Staat soll sich in die Verfassung und Re-
gierung eines anderen Staates gewalttätig einmi-
schen. « Die » Gewalt sein Recht zu b ehaupten« als »d as
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traurige Notmittel im Naturzustand« soll einem
Rechtszustand zwischen den Staaten weichen, d .h . ei-
nem Völkerrecht, welches letztlich nicht der Gewalt
b edarf, um Geltung zu erlangen, sondern der Zu stim-
mung aller B etroffenen. So lange die angebliche Stär-
ke des Rechts nur darin b esteht, d ass es sich auf militä-
rische Gewalt und Zwangsmittel stützt, bleibt es im-
mer no ch das Recht des Stärkeren, welches sich auf
diese Weise durchsetzt.

Zur dem okra tischen Legitima tio n der EU: Die Euro-
p äische Union b eruht auf völkerrechtlichen Verträ-
gen zwischen den b eteiligten Staaten . Im Völkerrecht
gilt j edo ch die D ominanz der Exekutive . Zwar mü ssen
völkerrechtliche Verträge von den Parlamenten der
b eteiligten Staaten in Form von Gesetzen ratifiziert
werden. Diese Ratifizierung ist j edo ch eine bloße
Formsache , d a an den zwischen den Regierungen aus-
gehandelten Verträgen keine inhaltliche Änderung
mehr vorgenommen werden kann.

D as d amit verbundene D emokratiedefizit ist deut-
lich spürb ar. Die Einrichtung eines eigenen Parla-
mentes in der EU und seine D irektwahl durch die B e-
völkerung der einzelnen Staaten geschah üb erwie-
gend au s optischen Gründen durch die Organe der
EU. D as Europ äische Parlament hatte von Anfang an
und bis heute nicht die originären Rechte eines Parla-
mentes . Hinzu kommt die Distanz zu der repräsentier-
ten B evölkerung : In D eutschland kommt ein EU-Abge-
ordneter auf 8 0 0 0 0 0 Wahlb erechtigte ; dies ist D emo-
kratie in homö op athischer Verdünnung.

Die Tendenz innerhalb der EU zur Zentralverwal-
tung und zur Eigenmacht der exekutiven Organe ist
auch erkennb ar im Umgang mit den wenigen üb er-
haupt durchgeführten Volksab stimmungen, welche
zur Ablehnung des »Verfassungsvertrages« und des
Lissab oner Vertrages führten . Nach den Plebisziten in
Frankreich und den Niederlanden wurde der Vertrag
nur marginal geändert und in den genannten Ländern
eine weitere Volksab stimmung au sgeschlo ssen . Auch
das Ergebnis in Irland wurde nicht als Zeichen des
Protests gegen wesentliche Inhalte des Vertrages an-
gesehen, sondern gab nur Anlass , weitere Wege zur
Umgehung dieses Plebiszits zu suchen .

Für Kant hat die Verfassung eines Staates sehr viel
mit dessen Friedensfähigkeit zu tun. D eshalb fordert
er: »Die bürgerliche Verfassung in j edem Staate soll re-
publikanisch sein. « Für ihn b edeutet dies zum einen
die klare Trennung von Exekutive und Legislative ,
zum anderen eine Art der Gesetzgebung, die mit der
Freiheit der Menschen zu vereinb aren ist. Diese liegt
in deren Selb stb estimmung b egründet, das meint die
B efugnis, keinen anderen Gesetzen gehorchen zu
mü ssen, als denen, denen sie ihre Zu stimmung geb en
können. Dies muss auch nach Kant nicht au sschließ-
lich in einer direkten D emokratie , sondern kann auch
durch eine repräsentative Vertretung geschehen, j e-
do ch immer so , d ass der Rechtsunterworfene zur
Üb erzeugung gelangen kann, dass d as ihn b etreffen-
de Gesetz auch von ihm selb st hätte so verab schiedet

werden können . D ie enge Verquickung von Exekutive
und Rechtsetzung durch die Organe der EU sowie die
Undurchschaub arkeit der b etreffenden Rechtset-
zung für wohl die meisten Bürger der Mitglied sstaa-
ten entspricht diesen B edingungen nicht.

Entgegen der Tendenz zu einem Einheitsstaat for-
dert Kant für die Rechtsb eziehung zwischen den Staa-
ten : »D as Völkerrecht soll auf einen Fö deralismu s frei-
er Staaten gegründet sein . « Er versteht d arunter einen
Völkerbund , keinen Völkerstaat. Die fö derale Verbin-
dung zwischen den Staaten ist für ihn einerseits Au s-
druck der Vielfalt innerhalb der Menschheit, zum an-
deren Respekt vor der Eigenständigkeit der Staaten
als Au sdruck der Selb stb estimmung der j eweiligen
Staatsvölker.

Auch wenn der Vertrag von Lissab on − wie b ereits
der alte EU-Vertrag − d as Sub sid aritätsprinzip b etont
(Präamb el und Art. 5 EU-Vertrag n . F.) , vermittelt die
Arb eit der EU-Organe und ihrer Verwaltung den Ein-
druck einer Fremdb estimmung, der die b etroffenen
Bürger ohnmächtig unterworfen sind .

Erwartungen an eine Friedenspolitik
der EU, die diesen Namen verdient

Einrich tung einer »Friedensagen tur«: Nach ihrer der-
zeitigen Verfassung hat die EU nicht die Kompetenz,
ihren Mitglied sstaaten verpflichtend einen b estimm-
ten Rü stungsstandard vorzu schreib en . Wenn ab er
Art. 4 2 EU-Vertrag in der Fassung von Lissab on die
Mitgliedstaaten verpflichtet, »ihre militärischen Fä-
higkeiten schrittweise zu verb essern« so sollte umge-
kehrt auch eine Verpflichtung möglich sein, »ihre mi-
litärischen Fähigkeiten schrittweise abzub auen« . Im
Rahmen der »gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik« sollte sich die EU ausschließlich auf zivile Mit-
tel stützen und b ei den »Missionen außerhalb der Uni-
on zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und
Stärkung der internationalen Sicherheit« (Art. 4 2 EU-
Vertrag) auf j egliche Gewalt verzichten . Nicht neb en,
sondern statt einer »europ äischen Verteidigungsagen-
tur« sollte die EU eine »Friedensagentur« einrichten,
welche die B emühungen der Mitgliedsstaaten und ih-
re Fähigkeiten zur zivilen Konfliktb earb eitung ko or-
diniert und diese eb enso unterstützt wie entspre-
chende Ansätze innerhalb der Zivilgesellschaft.

Das Rech t a ufKriegsdienstverweigerung: Ein staatli-
ches B ekenntnis zur Friedenspolitik ist nur dann
glaubwürdig, wenn für die Zeit bis zur endgültigen
Ab schaffung j eglichen Militärs zumindest j edem
Menschen d as b edingungslo se Recht eingeräumt
wird , selb st nicht mehr den Krieg zu lernen sondern
j eglichen Kriegsdienst zu verweigern . D ie » Charta der
Grundrechte der Union« sollte in Art. 1 0 Ab s . 2 (bis-
her: »das Recht auf Wehrdienstverweigerung au s Ge-
wissensgründen wird nach den einzelstaatlichen Ge-
setzen anerkannt, welche die Au sübung dieses Rechts
regeln . «) eindeutig wie folgt gefasst werden : »D ie Mit-
gliedstaaten der EU erkennen das Recht j edes Men-
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schen auf Verweigerung aller Kriegsdienste ohne B e-
dingung an . Eine Diskriminierung dieser Entschei-
dung ist unzulässig. «

Für Flüchtlinge au s anderen Ländern, die wegen
der Verweigerung des Militärdienstes Asyl suchen,
wird die EU-Richtlinie 2 0 0 4/8 3 üb er Mindestnormen
für die Anerkennung und den Status von Drittstaats-
angehörigen o der Staatenlo sen als Flüchtlinge in Art.
9 Ab s . 2 e (bisher: »Als Verfolgung können u . a. folgen-
de Handlungen gelten: e . Strafverfolgung o der B e-
strafung wegen Verweigerung des Militärdienstes in
einem Konflikt, wenn der Militärdienst Verbrechen
oder Handlungen umfassen würde , die unter die Au s-
schlussklau seln des Art. 1 2 Ab s . 2 fallen« , das sind Ver-
brechen gegen den Frieden, Kriegsverbrechen oder
Verbrechen gegen die Menschlichkeit) wie so gefasst:
»Als Verfolgung im Sinne von Ab s . 1 können die folgen-
den Handlungen gelten: e . Strafverfolgung o der B e-
strafung wegen Verweigerung des Militärdienstes . «

Umdenken in Bezug a uf » Wirtschaftsflüch tlinge:«

D ie Volkswirtschaft vieler so genannter Entwick-
lungsländer ist u . a. auch durch die Subventions- und
Exportpolitik der EU so geschädigt, d ass viele Men-
schen dort keine au sreichenden Existenzgrundlagen
und d amit eine Perspektive für ihr eigenes Leb en fin-
den . Unabhängig von der Notwendigkeit, die Han-
delsb eziehungen der EU mit anderen Ländern unter
dem Kriterium der Gerechtigkeit zu verändern, b e-

dürfen die Freiheiten des Waren- und Kapitalverkehrs
auch der Ergänzung durch die Freiheit des Personen-
verkehrs (wie es schon in den Gründungsverträgen
der Europ äischen Wirtschaftsgemeinschaft 1 9 5 7 für
den europ äischen M arkt geregelt wurde) . D ie EU soll-
te deshalb eine aktive Migrationsp olitik mit einer
großzügigen Aufnahme von Flüchtlingen b etreib en
und sich für die Verb esserung der Leb ensb edingun-
gen in deren Herkunftsländern einsetzen. Menschen,
die auf der Suche nach einer Perspektive für ihr Leb en
vor den Grenzen der EU unter Leb ensgefahr Wü sten
durchqueren und sich auf üb erfüllten B ooten aufs of-
fene Meer wagen, b edürfen der Hilfe und des Schut-
zes und nicht einer bürokratisch durch »Frontex« or-
ganisierten Abwehr, die oftmals ihren To d b edeutet.

Michael Youlton, der nationale Ko ordinator der iri-
schen »Nein-Kamp agne« gegen den Vertrag von Lissa-
b on fasste die Gründe für das irische Nein so zusam-
men : »Wir wünschen uns ein demokratisches , demili-
tarisiertes und soziales Europ a. Wir warten ungedul-
dig auf eine Antwort. « D em schließe ich mich an .

Ullrich Hah n ist Rech tsanwalt und Vorsitzender des

deutschen Zweigs des In terna tio nalen Versöh n ungs-

bundes. Der h ier abgedruckte (redaktio nell leich t

bearbeitete) Text wurde als Vortrag bei der deutsch-

französischen Tagung des Versöh n ungsbundes in

Straßburg vo m 3. bis 5. Okto ber gehalten.

Peter Bürger

Obszön ist Krieg, nicht aber
antimilitaristische Satire
Zur Diskussion um das Plakat der Gruppe B amM

ten Zivilisation, die auch üb er den größten Teil der
weltweiten Massenmordlogistik verfügt.

Zynismus und offene Menschenverachtung, fast
immer gep aart mit dem tränenrührigen Wahn von Na-
tionalflaggen, sind also Alltag in unserer M assenkul-
tur. Keine Geschmacklo sigkeit wird au sgelassen . Sa-
dismu s ist im Zu sammenhang mit dem Kult der Waffe
auf j edem B ild schirm erlaubt und wird no ch mit Fern-
sehpreisen b elobigt. Schadenfreude üb er den Tod
von Mitgliedern der menschlichen Familie ist in den
Sortimenten der Kriegsunterhalter obligat. D och
no ch nie hab e ich gehört, d ass eine im Bundestag ver-
tretene Partei eine Gesetzesinitiative gegen diese
menschenrechts- und verfassungswidrige Prop agan-
d a für das militärische Morden eingebracht hätte .
Und no ch nie hab e ich gehört, d ass in diesem Land ei-
ne breite öffentliche Initiative unternommen worden
wäre zugunsten j ener Kultur des Friedens , die seit
Gründung der Uno zu erwarten gewesen wäre . Wohl
kaum ein Politiker im Bundestag weiß üb erhaupt,

nsere Videotheken, Kaufhäu ser, Kino s und
Kab elkanäle sind vollgestopft mit Unterhal-

tungsangeb oten, in denen das massenmörderische
Kriegsgeschäft b eworb en wird : Keine technologi-
sche Entwicklung zur Verb esserung des Zerfetzens
von Menschenleib ern, die nicht vorab in kurzweili-
gen Filmen und Software-Pro dukten b eworb en wor-
den wäre . Keine Folterpraxis und Menschenrechts-
verletzung durch Militärs , für die nicht schon im Vor-
feld ein Militärgerichtsdrama auf der Leinwand um
Verständnis geworb en hätte . Kein kollektives Feind-
bild , das den To d von hunderttau senden Menschen in
rohstoffreichen Regionen »legitimieren« soll, d as
nicht mindestens zehn J ahre vor der roten Terminleis-
te entsprechender Kriegsplanungen in Mediensorti-
menten unters Volks gebracht wird . Ich hab e große
Teile dieser Kultur des To des fünf Jahre lang er-
forscht. Oft sind Militärs und Kriegsministerien Co-
Pro duzenten . Die Hersteller, Verkäufer und Filmvor-
führer gehören zu der angeblich »christlich« gepräg-


